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I. Einleitung 
AusländerInnen haben in der Schweiz bekanntlich kein Wahlrecht auf natio-
naler Ebene. Für die Frage, wie AusländerInnen wählen und abstimmen wür-
den, kann es daher nur indirekte Evidenz geben. Neben theoretischen Über-
legungen und Beobachtungen aus dem Ausland erlauben vor allem neue 
Datenerhebungen gehaltvolle Aussagen zu dieser kontrafaktischen Frage. 
Diese neuen Datenerhebungen beinhalten das Wahlverhalten von Auslände-
rInnen auf lokaler Ebene, das Wahl- und Abstimmungsverhalten von Perso-
nen mit Migrationshintergrund sowie das hypothetisches Abstimmungsver-
halten von Ausländern. 
Bereits in den frühen 1980er Jahren wurden Personen mit Migrationshinter-
grund als aufstrebende politische Kraft wahrgenommen (Miller 1981). Mitt-
lerweile sind in der EU unter den 25- bis 54-Jährigen Einwohnern rund 12% 
selbst eingewandert, etwa drei Prozent haben einen Elternteil der im Ausland 
geboren ist und bei mehr als zwei Prozent wurden beide Eltern im Ausland 
geboren (Eurostat 2011). Relativ gesehen machen Bewohner mit Migrations-
hintergrund mit 61,9% den höchsten Anteil in Luxemburg aus, gefolgt von 
der Schweiz mit 46,4% der Wohnbevölkerung. In der Schweiz macht die 
zweite Generation 15,3% der Wohnbevölkerung im Alter von 25 bis 54 Jah-
ren aus während 31,1% selbst eingewandert sind. 
Aufgrund der eher strengen Einbürgerungspolitik verfügt nur ein Teil der 
Einwohner mit Migrationshintergrund über das Wahlrecht. Dennoch: Mit 
rund 20% der Wähler machen Personen mit Migrationshintergrund der ersten 
und zweiten Generation einen erheblichen Anteil an der gesamten Schweizer 
Wählerschaft aus. Mit kontinuierlicher Einwanderung, der Einbürgerung 
eines wichtigen Anteils der Migranten und ihrer Nachkommen und der teil-
weisen Einführung des Ausländerwahlrechts auf subnationaler Ebene hat die 
Bedeutung des Wählersegmentes mit Migrationshintergrund weiter zuge-




halten von Personen mit Migrationshintergrund das Potenzial erheblich auf 
das Parteiensystem auszuwirken, indirekte Effekte auf politische Entscheide 
konnten bereits nachgewiesen werden (Vernby 2013; Koopmans, Mi-
chalowski und Waibel 2012). 
Der potentielle Einfluss der Wähler mit Migrationshintergrund bleibt jedoch 
hinter dem effektiven zurück. Der Grund ist, dass die Wahlbeteiligung unter 
ihnen deutlich geringer ist als unter jenen ohne Migrationshintergrund. Ge-
mäss Umfragedaten haben bei der Nationalratswahl 2011 unter den Personen 
mit Migrationshintergrund rund 10% weniger gewählt als unter den übrigen 
Wahlberechtigten (Strijbis 2014; siehe auch Boughaba 2014). Der Wähleran-
teil war dabei am geringsten bei Personen deren beide Eltern im Ausland 
geboren wurden. Der Wähleranteil der ersten Generation war ähnlich wie bei 
jenen, die nur über einen im Ausland geborenen Elternteil verfügen. 
Neue Register- und Umfragedaten geben inzwischen auch Auskunft über die 
Wahlbeteiligung von AusländerInnen in Kantonen mit Ausländerwahlrecht. 
Ruedin (2016) zeigt in einer neuen Studie für den Kanton Genf, dass Aus-
länderInnen gegenüber Schweizern durchschnittlich eine deutlich tiefere 
Wahlbeteiligung ausweisen. Besonders tiefe Wahlbeteiligung konnte unter 
den Spaniern (22%), Portugiesen (17%) und nicht-europäischen Staatsbür-
gern (27%) ausgemacht werden. Die Wahlbeteiligung von Franzosen (38%), 
Italienern (34%) und anderen Westeuropäern (39%) lag hingegen nur knapp 
unter jener der Schweizer StaatsbürgerInnen (42%). 
In diesem Beitrag soll es aber nicht um die Wahlbeteiligung von Auslände-
rInnen gehen, sondern darum wie sich jene AusländerInnen entscheiden 
würden, die an Wahlen und Abstimmungen auf nationaler Ebene teilnehmen 
würden, hätten sie denn das Wahlrecht. In meinem Beitrag werde ich zeigen, 
dass AusländerInnen eher linke Parteien wählen würden. Die Tendenz zu 
linken Parteien wäre in der Schweiz aber geringer als in anderen westeuropä-
ischen Staaten und würde nicht zu grossen Veränderungen bei den Wähleran-
teilen führen. Der Grund dafür, so werde ich argumentieren, liegt im Um-
stand, dass der Migrationshintergrund nur für Herkunftsgruppen welche mit 
starker Abneigung durch einen Teil der Mehrheitsbevölkerung konfrontiert 
sind, eine bedeutende Rolle bei der Entscheidungsbildung spielt. Ähnliches 
lässt sich auch beim Abstimmungsverhalten feststellen, was mitunter zu 
überraschenden Resultaten führt. 
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II. Erwartungen aus der vergleichenden Wahlfor-
schung 
Die vergleichende Forschung hat gezeigt, dass Personen mit Migrationshin-
tergrund in ihrem Wahlverhalten in systematischer Weise von den anderen 
WählerInnen abweichen: Sie wählen überdurchschnittlich linke Parteien. 
Diese Tendenz zu linken Parteien konnte zum Beispiel für ethnische Minder-
heiten in Großbritannien (Messina 2007; Sanders u. a. 2014; Heath u. a. 
2011), die erste und zweite Generation in den Niederlanden (Tillie 1998) und 
für MigrantInnen in Norwegen (Bergh und Bjørklund 2011) nachgewiesen 
werden. Das gleiche Bild zeigt sich bei Kommunalwahlen in Brüssel, wo die 
marokkanischen und türkischen Einwanderer eine klare Präferenz für die 
Sozialistische Partei haben (Teney u. a. 2010). Dies im Gegensatz zu den 
EU-Einwanderern, welche kaum anders wählen als in Belgien geborene. Ein 
ähnliches Muster kann man unter den Zuwanderern in Deutschland beobach-
ten, wo Eingebürgerte türkischer Herkunft eindeutig linken Parteien und 
dabei insbesondere den Sozialdemokraten den Vorzug geben, während Ein-
wanderer aus Mittel- und Osteuropa – darunter viele Aussiedler – die Christ-
demokraten bevorzugen (Wüst 2004). 
Die vergleichende Politikwissenschaft hat mehrere Erklärungen hervorge-
bracht, um das Wahlverhalten der Personen mit Migrationshintergrund zu 
erklären. Der Neomarxismus interpretiert das Wahlverhalten mit Bezug auf 
die sozioökonomische Schichtung. Nach dieser Perspektive wird für Perso-
nen mit und ohne Migrationshintergrund, die in einer ähnlichen sozioökono-
mischen Lage sind, ein ähnliches Wahlverhalten erwartet (Bird, Saalfeld und 
Wüst 2009, 10–11). Die Tendenz zu linken Parteien von vielen Migranten-
gruppen würde sich demnach mit deren schwacher sozialer Stellung erklären 
lassen. Wüst (2004) zeigt für Deutschland jedoch, dass dies nicht die ganze 
Geschichte sein kann, da sozioökonomische Merkmale zwar von einiger 
Bedeutung sind, den Unterschied im Wahlverhalten zwischen Personen mit 
und ohne Migrationshintergrund aber nur teilweise erklären können. Dassel-
be gilt für Frankreich, wo soziale Schichtung alleine nicht erklären kann, 
warum Maghrebiner und Afro-Franzosen eine starke Präferenz für die linken 
Parteien haben (Tiberj 2009). Mit der Abwanderung von sozialdemokrati-
schen zu nationalkonservativen Parteien eines wichtigen Anteils der Arbei-
terschaft ohne Migrationshintergrund (z.B. Kriesi u. a. 2008), dürfte sich die 
Differenz im Wahlverhalten zwischen Personen mit und ohne Migrationshin-




Die Beobachtung, dass Personen mit Migrationshintergrund aus sozial be-
nachteiligten Migrantengruppen zu linken Parteien neigen, während sozial 
Schwache ohne Migrationshintergrund nicht selten nationalkonservativ wäh-
len, legt nahe das Wahlverhalten direkt mit Präferenzen zur Migrationspolitik 
in Verbindung zu bringen. So könnte man erwarten, dass die eigene Migrati-
onserfahrung oder jene der Eltern zu einer besonders positiven Einstellung 
gegenüber Migration führen (aber siehe unten). Des Weiteren sind Personen 
mit Migrationshintergrund auf besondere Weise mit Institutionen und Dis-
kursen konfrontiert. So haben zum Beispiel viele WählerInnen mit Migrati-
onshintergrund ein Einbürgerungsverfahren durchlaufen und dürften sich auf 
Grund dieser Erfahrung eher für die Lockerung des Einbürgerungsrechts 
aussprechen als Personen ohne Migrationshintergrund. Auch werden Perso-
nen mit Migrationshintergrund eher mit xenophoben Diskursen und Diskri-
minierung konfrontiert, weshalb sie eine überdurchschnittlich starke Präfe-
renz für Anti-Diskriminierungsgesetzgebung haben dürften. 
Allerdings werden Personen mit Migrationshintergrund unterschiedlich von 
den gleichen politischen Institutionen behandelt und sind unterschiedliche 
Migrantengruppen verschiedenen politischen Diskursen ausgesetzt (z.B. 
Statham 1999). Genauer gesagt werden Personen mit Migrationshintergrund, 
die zu einer "Outgroup" gehören, von Institutionen weniger grosszügig be-
handelt und sind mit negativeren Diskursen konfrontiert als solche, welche 
zu einer "Ingroup" gehören.1 Unterscheidet man nun also zwischen Migran-
tengruppen, welche zu einer Ingroup gehören von jenen welche zu einer 
Outgroup gehören, so kommt man für diese Gruppen zu unterschiedlichen 
Erwartungen. Für die Personen mit Migrationshintergrund einer Ingroup 
kann man erwarten, dass sie sich in ihren politischen Einstellungen und somit 
auch ihrem Wahlentscheid nur wenig von den Wählern ohne Migrationshin-
tergrund unterscheiden, während man für Mitglieder der Outgroup eine star-
ke Zuwendung zu jenen politischen Kräften, welche diese Gruppe von einer 
Schlechterstellung durch die Mehrheitsgesellschaft schützen wollen, erwar-
ten kann. Es ist diese Erklärung, welche die oben dargestellten Unterschiede 
im Wahlverhalten verschiedener Migrantengruppen am besten erklären kann. 
–––––––––––––– 
1 Eine "Outgroup" ist dabei gesellschaftliche Gruppe, mit der sich die meisten Mitglie-
der der Mehrheitsgesellschaft nicht identifizieren und sich als ihnen gegenübergestellt 
wahrnehmen (Tajfel u. a. 1971). 
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Während die Ingroup-Outgroup-Perspektive das Wahlverhalten von Perso-
nen mit Migrationshintergrund weitgehend erklären kann, greift sie in einer 
Hinsicht zu kurz: Sie übersieht, dass politische Identitäten von Bürgern mit 
Migrationshintergrund teilweise auch mit Bezug auf ihr Auswanderungsland 
beziehungsweise jenes ihrer Eltern gebildet werden. Dies scheint gerade im 
Kontext der Globalisierung, welche es MigrantInnen ermöglicht transnatio-
nale Gemeinschaften zu bilden und multiple Identitäten aufrecht zu erhalten, 
von Bedeutung (Castles 2002). Zum Beispiel wurde für Protestverhalten von 
Migrantengruppen gezeigt, dass dieses stark durch vergangene und gegen-
wärtige politische Konflikte im Auswanderungsland beeinflusst wird (Ko-
opmans u. a. 2005; Strijbis 2015; Strijbis 2011).  
Mit Bezug auf das Wahlverhalten dürfte vor allem die mit Bezug auf das 
Auswanderungsland sozialisierte Parteiidentifikation von Bedeutung sein. 
Allerdings können die Parteiidentifikationen mit Bezug auf das Auswande-
rungsland nicht direkt auf das Parteiensystem in den Empfangszustand an-
gewendet werden. Denn WählerInnen mit Migrationshintergrund müssen die 
Parteiidentifikation im Auswanderungsland auf das Parteiensystem im Ein-
wanderungsland projizieren. Teilweise scheint dies zu geschehen. So findet 
zum Beispiel Mügge (2010) für kurdische und surinamische Migranten in 
den Niederlanden einen Zusammenhang zwischen der Parteiidentifikation im 
Auswanderungsland und jener in den Niederlanden. 
Zusammenfassend kann man festhalten, dass ein Migrationshintergrund als 
solches wenig Auswirkung auf die Wahlentscheidung hat. Fühlen sich Per-
sonen mit Migrationshintergrund aufgrund desselben jedoch benachteiligt, so 
haben sie eine starke Neigung linke Parteien zu wählen. Für Personen mit 
Migrationshintergrund, in deren Auswanderungsland es bedeutende politi-
sche Konflikte gibt, kann auch die politische Sozialisierung mit Bezug auf 
diese für das Wahlverhalten im Einwanderungsland von Bedeutung sein. 
Allgemein scheint allerdings zu gelten, dass der Status im Einwanderungs-
land von grösserer Bedeutung ist. Das zeigt sich zum Beispiel an der Tatsa-
che, dass in Dänemark WählerInnen aus dem ehemaligen Jugoslawien nicht 
etwa die bürgerlichen Parteien sondern die Sozialdemokraten bevorzugen 
(Mikkelsen 2009). 
Die soeben dargestellten Befunde aus der vergleichenden Literatur betreffen 
mehrheitlich das Wahlverhalten von Inländern. Haben sie auch Gültigkeit für 
das Wahlverhalten von AusländerInnen? Meines Erachtens können die Be-




derInnen übertragen werden. Dies zumindest dann, wenn die Staatsbürger-
schaft selber nicht ausschlaggebend dafür ist, ob jemand zu einer Outgroup 
gehört oder nicht. Denn wie wir der vergleichenden Literatur entnehmen 
konnten ist die Tendenz zu einer linken Partei je grösser desto eher eine Per-
son mit Migrationshintergrund einer Outgroup angehört. 
III. Das Wahlverhalten von Personen mit Migrations-
hintergrund in der Schweiz 
Die vergleichende Forschung kann uns Erwartungen und Erklärungen für das 
Wahlverhalten von AusländerInnen in der Schweiz liefern. Sie kann uns aber 
nur bedingt darüber Auskunft geben wie die in der Schweiz wohnhaften 
AusländerInnen, welche sich in ihrer Komposition von jenen in anderen 
Ländern teilweise unterscheiden, im hiesigen wirtschaftlichen und politi-
schen Kontext verhalten würden. Mehr Auskunft darüber können uns Befun-
de zum Wahlverhalten von AusländerInnen auf kantonaler Ebene und 
SchweizerInnen mit Migrationshintergrund auf nationaler Ebene geben. 
Direkte Evidenz zum Wahlverhalten von AusländerInnen in den Schweizer 
Kantonen mit kommunalem Ausländerwahlrecht gibt es kaum. Bisherige 
Wahlresultate weisen aber darauf hin, dass AusländerInnen in den Kantonen 
Jura, Neuenburg und Genf eher linke Parteien wählen (Ruedin 2016; Ruedin 
2010). Für die Stadt Genf liegen die Daten nach Nationalität vor. Dabei zeigt 
sich, dass vor allem die PortugiesInnen eher linke Parteien gewählt haben, 
die OsteuropäerInnen rechte Parteien und die übrigen AusländerInnen recht 
ähnlich wie die Schweizer (Ruedin 2016, 19). Eine Untersuchung der Ursa-
chen für diese Unterschiede im Wahlverhalten nach Nationalität liegt jedoch 
(noch) nicht vor. 
Während das Wahlverhalten von AusländerInnen in Schweizer Kantonen mit 
Ausländerwahlrecht bisher also noch nicht detailliert untersucht wurde, habe 
ich das Wahlverhalten von Personen mit Migrationshintergrund bei den 
Schweizer Nationalratswahlen genauer betrachtet (Strijbis 2014). Dazu habe 
ich das Wahlverhalten von MigrantInnen und Personen, von denen mindes-
tens ein Elternteil im Ausland geboren ist mit den Daten der Selects Nach-
wahlbefragung zu den Nationalratswahlen 2011 ausgewertet. Die Befunde 
für die Nationalratswahlen 2011 bestätigen die Resultate aus der verglei-
chenden Literatur: Personen mit Migrationshintergrund tendieren eher zur 
Linken als Wähler ohne Migrationshintergrund. 
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Abbildung 1: Wahlverhalten von Personen mit und ohne Migrationshintergrund bei den 
Nationalratswahlen 2011 
 
Abbildung 1 zeigt den Wähleranteil für die größten sieben Parteien gemäss 
Migrationshintergrund.2 Sie zeigt einen überdurchschnittlichen Stimmenan-
teil der SP unter den Personen mit Migrationshintergrund. Auch die Grünen 
und die Grünliberalen erhalten etwas mehr Stimmen von Personen mit Mig-
rationshintergrund als von jenen ohne. Das Gegenteil ist der Fall für die nati-
onalkonservative SVP. Die Mitte-Rechts-Parteien wiederum erhalten nur 
geringfügig weniger Stimmen von Personen mit Migrationshintergrund als 
von den anderen WählerInnen. 
–––––––––––––– 
2  Der Wähleranteil für die Parteien entspricht nicht jenem in der Gesamtpopulation. 
Insbesondere wird der Wähleranteil der Schweizerischen Volkspartei (SVP) unter-
schätzt während jener von den Sozialdemokraten (SPS) überschätzt wird. Es gibt aber 
keinen Grund anzunehmen, dass dadurch der Unterschied im Wahlverhalten zwischen 





Die Tendenz zu linken Parteien trifft hauptsächlich für Personen aus wenig 
beliebten Migrantengruppen zu. Dazu gehören insbesondere Personen mit 
südosteuropäischem (Ex-Jugoslawien, Türkei) und afrikanischem Migrati-
onshintergrund und/oder Asylsuchende aus anderen Weltregionen (Helbling 
2011; Ruedin u. a. 2013). Diese werden oftmals von direktdemokratischen 
Entscheiden negativ betroffen (Hainmueller und Hangartner 2013; Vatter 
2011, 282) und sind Intoleranz (Freitag und Rapp 2013) und Diskriminierung 
(Fibbi, Lerch und Wanner 2006) ausgesetzt. Der Zusammenhang zwischen 
der Zugehörigkeit zu dieser Outgroup und linkem Wahlverhalten hält denn 
auch einer 'Kontrolle' für sozioökonomische und demographische Variablen 
stand. Eine genaue Untersuchung des Zusammenhangs von Zugehörigkeit zu 
einer Outgroup und Wahlentscheid für die Linke zeigt ausserdem, dass dieser 
durch Parteiidentifikation mediiert wurde. Meine Interpretation davon ist, 
dass die positive Haltung linker Parteien diesen Migrantengruppen gegen-
über im Kontext starker politischer Mobilisierung der Migrationspolitik be-
reits zu einem Zeitpunkt vor der Wahl (z.B. bei früheren Abstimmungskam-
pagnen) zu einer linken Parteiidentifikation bei denselben geführt hat 
(Strijbis 2014, 14). 
Neben Personen mit Migrationshintergrund, welche einer Outgroup angehö-
ren, tendieren auch jene aus der 'Gastarbeiter-Generation' zu linken Parteien. 
Die Abweichung im Wahlverhalten dieser Migrantengruppe von den Perso-
nen ohne Migrationshintergrund ist jedoch recht gering. Im Gegensatz dazu 
wählen Personen mit osteuropäischem Migrationshintergrund überdurch-
schnittlich Mitte-Rechts-Parteien, was mit negativer Erfahrung mit einem 
sozialistischen Regime erklärt werden kann. Interessanterweise scheint die 
Einbürgerung keinen Einfluss auf das Wahlverhalten von Personen mit Mig-
rationshintergrund auszuüben. Die populäre These, dass Eingebürgerte sogar 
noch eher rechts wählen als Schweizer ab Geburt ist also falsch. 
Insgesamt steht das Ergebnis, dass ein höherer Anteil der Bürger mit Migra-
tionshintergrund in der Schweiz für die linken Parteien stimmen im Einklang 
mit Evidenz aus anderen europäischen Ländern. Allerdings ist der Unter-
schied im Wahlverhalten zwischen Personen mit und ohne Migrationshinter-
grund deutlich geringer als in den meisten anderen Ländern und das Wahl-
verhalten variiert stark nach Migrationsgruppe. 
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IV. Das Abstimmungsverhalten von Personen mit Mig-
rationshintergrund bei der Masseneinwanderungs-
initiative 
Während der Migrationshintergrund nur einer von vielen Faktoren ist, wel-
cher das Wahlverhalten beeinflusst, könnte man annehmen, dass er bei mig-
rationspolitischen Vorlagen von grosser Bedeutung ist. Die Intuition ist, dass 
Schweizer mit Migrationshintergrund anderen Migranten und Ausländern 
gegenüber besonders offen eingestellt sind (siehe oben). Dies umso mehr als 
diese Intuition mit der Tendenz zu linken Parteien konsistent ist. Gegen einen 
starken Zusammenhang zwischen Migrationshintergrund und Abstimmungs-
verhalten spricht allerdings, dass diese Tendenz zu linken Parteien in der 
Schweiz nur recht schwach ausgeprägt ist und sie mit den Einstellungen zu 
migrationspolitischen Themen nicht erklärt werden kann (Strijbis 2014, 13). 
Die von FORS durchgeführte MOSAICH Umfrage erlaubt das Abstim-
mungsverhalten von Personen mit Migrationshintergrund bei einer migrati-
onspolitischen Vorlage systematisch zu untersuchen. Die Umfrage wurde 
kurz nachdem am 9. Februar 2014 eine knappe Mehrheit (50,3%) der 
Schweizer Stimmberechtigten der Masseneinwanderungsinitiaitve zuge-
stimmt haben, durchgeführt. Es handelt sich dabei um eine repräsentative 
Umfrage mit 1235 Befragten worunter sowohl Schweizer und Ausländer.3 
Mit 45% lag der Anteil der Befragten, welche Ja gestimmt haben etwa 5% 
unter der Gesamtbevölkerung. Was uns hier jedoch interessiert sind nicht die 
Wähleranteile pro Gruppe sondern der Unterschied im Abstimmungsverhal-
ten zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund. Abbildung 2 
zeigt nun überraschenderweise, dass SchweizerInnen mit Migrationshinter-
grund zu einem ähnlichen Anteil der Masseneinwanderungsinitiative zuge-
stimmt haben als solche ohne. Ausserdem hätte auch ein beachtlicher Teil 
–––––––––––––– 
3  Die meisten hier analysierten Daten stammen von einer schriftlichen Zusatzbefra-
gung, bei welcher 947 Teilnehmer mitmachten. Der Umstand, dass nur ein Teil der 
ursprünglich Befragten an der Zusatzbefragung teilgenommen haben könnte zu Ver-
zerrungen führen. Allerdings zeigen STÄHELI ET AL. (2015), dass auch die Zusatzbe-
fragung für die Gesamtpopulation repräsentativ ist. Eine partielle Ausnahme gibt es 
jedoch bei den Personen mit nicht-europäischem Migrationshintergrund, welche im 




der in der Schweiz wohnhaften AusländerInnen der Initiative zugestimmt, 
hätten sie denn an der Abstimmung teilnehmen dürfen. 
Abbildung 2: Erinnertes bzw. hypothetisches Abstimmungsverhalten bei der Massenein-
wanderungsinitiative nach Migrationshintergrund 
Eine genaue Analyse der Umfrage zeigt, dass Personen, die selber in die 
Schweiz eingewandert sind sehr ähnlich abgestimmt haben wie jene, deren 
Eltern eingewandert sind (Strijbis 2016). Unterschiede gibt es aber zwischen 
den verschiedenen Herkunftsgruppen. Stimmberechtigte mit Wurzeln in 
Italien oder Osteuropa (erste und zweite Generation) stimmten der Massen-
einwanderungsinitiative häufiger zu als Personen mit Wurzeln in anderen 
Weltgegenden. Am stärksten abgelehnt wurde die Vorlage bei Stimmberech-
tigten mit Wurzeln auf dem Balkan. Wie beim Wahlverhalten kann dies da-
mit interpretiert werden, dass diese Migrantengruppe eine Outgroup darstellt 
und selber ein Teil des Ziels der Initiative und ihrer Kampagne war. 
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Italienischstämmige SchweizerInnen hingegen legten sogar noch häufiger ein 
JA in die Urne als dies Personen ohne Migrationshintergrund taten.4 Die 
grosse Unterstützung der italienischstämmigen Stimmberechtigten kann u.a. 
darauf zurückgeführt werden, dass viele von ihnen im Tessin wohnen, wo 
sich die Vorlage aus lokalpolitischen Gründen starker Zustimmung erfreute. 
Interessanterweise hat die Staatsbürgerschaft ceteris paribus keinen signifi-
kanten Einfluss auf die Haltung gegenüber der Masseneinwanderungsinitia-
tive. Vergleicht man die Antworten von SchweizerInnen mit Migrationshin-
tergrund mit AusländerInnen auf die Frage, wie sie heute abstimmen würden, 
wenn sie die Möglichkeit dazu hätten, dann findet man keinen signifikanten 
Unterschied in den Antworten der beiden Gruppen. Dies unterstreicht das 
Ergebnis aus der Wahlanalyse, dass die Einbürgerung kaum einen Effekt auf 
politische Einstellungen hat.5 
Insgesamt zeigt die Analyse des Abstimmungsverhaltens bei der Massenein-
wanderungsiniative, dass Migrationshintergrund in diesem Fall nur einen 
geringen Effekt hatte. Wie beim Wahlverhalten zeigt sich ausserdem, dass es 
bedeutende Unterschiede nach Migrantengruppen gibt und dass der Einfluss 
von Staatsbürgerschaft auf die politischen Einstellungen recht gering sein 
dürfte. Ob diese Resultate allgemeine Gültigkeit für migrationspolitische 
Vorlagen haben oder nicht muss hingegen erst noch überprüft werden. 
V. Fazit 
Wenn AusländerInnen in der Schweiz wählen und abstimmen dürften, würde 
sich an den Wahl- und Abstimmungsresultaten wenig ändern. Dies liegt ei-
nerseits daran, dass die Wahl- und Stimmbeteiligung unter AusländerInnen 
geringer wäre als unter den SchweizerInnen. Anderseits wären auch die Un-
terschiede im Wahl- und Abstimmungsverhalten überschaubar. Zwar würde 
das Ausländerwahlrecht wahrscheinlich den Sozialdemokraten etwas mehr 
Wähler zuführen und die Schweizerische Volkspartei würde etwas verlieren, 
die Veränderungen in den Wähleranteilen würden mit grosser Wahrschein-
–––––––––––––– 
4  Die Unterschiede in den Ja-Anteilen über die Migrantengruppen sind dabei jenen, 
welche HERMANN und MILIC in einer Online-Umfrage zur Durchsetzungsinitiative ge-
funden haben (BÜCHI 2016), sehr ähnlich. 
5  Wie HAINMÜLLER ET AL. (2015) aber beweisen, hat die Einbürgerung sehr wohl einen 




lichkeit aber zu keiner bedeutenden Verschiebung im Parteiensystem führen. 
Und selbst bei migrationspolitischen Initiativen dürfte der Einfluss des Aus-
länderstimmrechts auf die Abstimmungsresultate relativ gering sein. So weist 
zumindest die Analyse des Abstimmungsverhaltens bei der Masseneinwan-
derungsinitiative darauf hin, dass selbst in der Migrationspolitik der Unter-
schied in den Einstellungen zwischen SchweizerInnen und AusländerInnen 
weniger gross ist als man erwarten könnte. Wahl- und abstimmungsstrategi-
sche Gründe gegen das Ausländerwahlrecht gibt es somit als kaum. 
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